
1 
 

Niederschrift Nr. 7  
über die öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung Gaushorn 

am Dienstag, 4. November 2014,  
im Dree-Dörper-Huus, An der Bundesstraße 11, 25782 Welmbüttel 

 
Beginn: 19:00 Uhr     Ende: 21:00 Uhr 
 
Anwesend: 
Herr Ernst Schnepel als Vorsitzender 
Herr Wolfgang Sierks 
Herr Dirk Nottelmann-Schlömer 
Herr Bernd Lorenzen 
Herr Harald Thedens 
Frau Sabine Petersen 
Herr Marco Schmied 
 
Von der Verwaltung: 
Herr Rainer Skock als Protokollführer 
 
 
Die Beschlussfähigkeit der Versammlung wird festgestellt. Die Einladung ist frist – und 
formgerecht erfolgt. Einwände werden nicht erhoben.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Öffentlichkeit für den Tagesordnungspunkt 9 
„Grundstücksangelegenheiten“ auszuschließen, weil berechtigte Einzelinteressen berührt 
werden. Das Wort zum Antrag wird nicht gewünscht. Dem Antrag wird einstimmig zuge-
stimmt. 
 
 
Tagesordnung:  
 
1. Einwohnerfragestunde 
2. Genehmigung der Niederschrift Nr. 6 vom 08.07.2014 
3. Mitteilung und Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Aufwendun-

gen und Auszahlungen im Zeitraum 01.01.2014 bis 30.06.2014 
4. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit den amtsangehöri-

gen Gemeinden zur Übertragung gemeindlicher Selbstverwaltungsaufgaben 
auf das Amt KLG Eider 

5. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Übertragung 
gemeindlicher Selbstverwaltungsaufgaben auf die Gemeinde Hennstedt 

6. Wegeangelegenheiten 
7. Mitteilungen des Bürgermeisters 
8. Eingaben und Anfragen 
9. Grundstücksangelegenheiten - nicht öffentlich - 
 
 
 
 



2 
 

TOP 1. Einwohnerfragestunde   
 
• Gemeindevertreter Marco Schmied fragt an wegen Erhöhung der Straßenlaterne bei 

Fa. Matthießen. Der Vorsitzende teilt mit, dass Elektro-Putzehl bereits beauftragt ist. 

• Das Ständerwerk der 2001 hergestellten Bushaltestelle droht im erdnahen Bereich zu 
verrotten. Hierzu soll eine gemeinsame Ortsbesichtigung stattfinden. 

• Bei Heidi Dabbert im Sohrtweg 15 besteht eine Rechts-vor-links-Regelung. Durch 
starken Buschbewuchs können Ortsunkundige den Bereich nicht einsehen. Abhilfe soll 
durch Zurückschneiden erfolgen. 

• Gemeindevertreterin Sabine Petersen teilt mit, dass die letzte Straßenlaterne im 
Bahnhofsberg immer mehr durch Blattgrün in der Vegetationsphase an Ausleuchtung 
verliert. Auch hier soll durch entsprechendes Zurückschneiden Abhilfe geschaffen 
werden. 

 
 
TOP 2. Genehmigung der Niederschrift Nr. 6 vom 08.07.2014   
 
Beschluss: 
Der TOP 11 „Grundstücksangelegenheiten“ wurde versehentlich nicht nur im nicht öffent-
lichen Teil, sondern auch im öffentlichen Teil der Niederschrift unter TOP 10 „Eingaben 
und Anfragen“ aufgeführt. Dort muss er komplett gestrichen werden. Stattdessen wird der 
folgender Text unter TOP 10 eingesetzt: „ Es werden keine Eingaben und Anfragen vor-
getragen.“ 
Mit dieser Änderung wird die Niederschrift Nr. 6 vom 08.07.2014 genehmigt. 
 
Stimmenverhältnis: 
Einstimmig.      
 
 
TOP 3. Mitteilung und Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen im Zeitraum 01.01.2014 bis 30.06.2014   
 
a) Nach § 4 der Haushaltssatzung ist der Bürgermeister ermächtigt, unerhebliche über- 

und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen bis zu einem Wert von 5.000 € 
zu leisten. Folgende Aufwendungen/Auszahlungen sind geleistet worden und werden 
zur Kenntnis genommen; die Genehmigung gilt als erteilt: 

           
Produktsachkonto Erläuterung Überschreitung 
541001.5221000 
Gemeindestraßen- 
Unterhaltung  
Ansatz: 5.000,00 € 

Liefern und Glätten vom Recyc-
lingmaterial 

4.510,35 € 

 
 
 
b) Der Leistung folgender erheblicher über- und außerplanmäßiger Aufwendun-

gen/Auszahlungen wird gem. § 95 d GO zugestimmt: 
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Produktsachkonto Erläuterung Überschreitung 
  

 
Die Mehraufwendungen/-auszahlungen werden durch die Gewerbesteuermehrerträge/-
einzahlungen gedeckt. 
 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beschließt, die über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen im Zeitraum 01.01.2014 bis 30.06.2014 zu genehmigen.  
 
Stimmenverhältnis: 
Einstimmig.      
 
 
TOP 4. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit den amtsangehöri-
gen Gemeinden zur Übertragung gemeindlicher Selbstverwaltungsaufgaben auf 
das Amt KLG Eider  
 
Das Landesverfassungsgericht Schleswig-Holstein hat in seiner Entscheidung vom 26. 
Februar 2010 die nach bisherigem Recht mögliche unbeschränkte Möglichkeit der Über-
tragung von gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben auf die Ämter in Schleswig-
Holstein für verfassungswidrig erklärt. Durch das Gesetz zur Änderung kommunalverfas-
sungsrechtlicher Vorschriften vom 22. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 371) ist es den 
Gemeinden ab 01. Januar 2015 nur noch gestattet, insgesamt 5 Aufgaben aus einem 
vorgelegten Katalog von 16 Aufgaben (§ 5 Abs. 1 Amtsordnung – AO) auf das Amt zu 
übertragen. Hier entscheidet dann der Amtsausschuss über das „Ob und Wie“ der Aufga-
benerfüllung. 
 
Die Gemeindevertretungen bzw. die Gemeindeversammlungen der amtsangehörigen  
Gemeinden befassen sich auf Empfehlung des Amtsausschusses des Amtes KLG Eider 
vom 22. Mai 2014 mit der Sach- und Rechtslage und beraten und beschließen über diese 
zukunftsweisende Angelegenheit. 
 
Auf der Grundlage der §§ 5 Abs. 1 und 24 a der Amtsordnung (AO), § 18 Abs. 1 des Ge-
setzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in Verbindung mit § 28 Ziffern 1, 24 und 
28 der Gemeindeordnung (GO) soll nach Beschlussfassung des Amtsausschusses des 
Amtes KLG Eider sowie der Gemeindevertretungen bzw. der  Gemeindeversammlungen 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung abgeschlossen werden. Vertragsparten sind auf 
der einen Seite das Amt KLG Eider und auf der anderen Seite die 34 amtsangehörigen 
Gemeinden. 
 
Gegenstand der Vereinbarung ist die Regelung über die zukünftige Wahrnehmung von 
gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben durch das Amt KLG Eider. Ebenso wird gere-
gelt, welche gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben durch das Amt KLG Eider nicht 
mehr wahrgenommen werden bzw. dürfen. Außerdem wird auch der Kostenausgleich 
zwischen dem Amt und den Gemeinden geregelt. Dieser Vereinbarung müssen auch alle 
34 Vertretungskörperschaften der Gemeinden auf ihren nächsten Sitzungen zustimmen.  
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Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gaushorn stimmt unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung des Amtsausschusses des Amtes KLG Eider und aller Gemeindeversammlun-
gen und Gemeindevertretungen der 34 amtsangehörigen Gemeinden dem Abschluss ei-
ner öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Amt Kirchspielslandgemeinden Ei-
der und den amtsangehörigen Gemeinden zur Übertragung gemeindlicher Selbstverwal-
tungsaufgaben auf das Amt KLG Eider mit Wirkung vom 01. Januar 2015 zu. 
 
Stimmenverhältnis: 
Einstimmig.      
 
 
TOP 5. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Übertragung 
gemeindlicher Selbstverwaltungsaufgaben auf die Gemeinde Hennstedt  
 
Das Landesverfassungsgericht Schleswig-Holstein hat in seiner Entscheidung vom 26. 
Februar 2010 die nach bisherigem Recht mögliche unbeschränkte Möglichkeit der Über-
tragung von gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben auf die Ämter in Schleswig-
Holstein für verfassungswidrig erklärt. Durch das Gesetz zur Änderung kommunalverfas-
sungsrechtlicher Vorschriften vom 22. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 371) ist es den 
Gemeinden ab 01. Januar 2015 nur noch gestattet, insgesamt 5 Aufgaben aus einem 
vorgelegten Katalog von 16 Aufgaben (§ 5 Abs. 1 Amtsordnung – AO) auf das Amt zu 
übertragen. Hier entscheidet dann der Amtsausschuss über das „Ob und Wie“ der Aufga-
benerfüllung. 
 
Über die zukünftig wahrzunehmenden Aufgaben durch das Amt wird eine gesonderte öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Amt KLG Eider und den 34 amtsangehöri-
gen Gemeinden abgeschlossen. Sie ist Bestandteil einer weiteren Beschlussfassung 
durch den Amtsausschuss und der Gemeindeversammlungen bzw. Gemeindevertretun-
gen. 
 
Auf der Grundlage des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(GkZ) in Verbindung mit § 28 Ziffern 1, 3 und 24 der Gemeindeordnung (GO) soll nach 
Beschlussfassung der Gemeindevertretungen bzw. der  Gemeindeversammlungen eine 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung abgeschlossen werden. Vertragsparten sind auf der 
einen Seite die Gemeinde Hennstedt und auf der anderen Seite die anderen 33 amtsan-
gehörigen Gemeinden. 
 
Um den solidarischen Gedanken unter den amtsangehörigen Gemeinden, wie in der Ver-
gangenheit auch schon, weiterzuverfolgen und ein einheitliches gemeindliches Handeln 
auf dieser Ebene zu gewährleisten, ist es unerlässlich klare und eindeutige Regelungen 
für eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung durch die Gemeinden zu schaffen. Dafür ist 
eine solche Vereinbarung das richtige und notwendige Instrument. 
 
Gegenstand der Vereinbarung ist die Regelung über die zukünftige Wahrnehmung von 
gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben durch die Gemeinde Hennstedt. Ebenso wird 
geregelt, wie die Mitwirkung der anderen amtsangehörigen Gemeinden geregelt wird und 
wer die zuständige Behörde für die Durchführung der Aufgaben ist. Außerdem wird auch 
der Kostenausgleich zwischen der Gemeinde Hennstedt und den anderen amtsangehöri-
gen Gemeinden geregelt. Dieser Vereinbarung müssen auch alle 34 Vertretungskörper-
schaften der Gemeinden auf ihren nächsten Sitzungen zustimmen. 
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Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gaushorn stimmt unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung aller Gemeindeversammlungen und Gemeindevertretungen der 34 amtsange-
hörigen Gemeinden dem Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Übertra-
gung gemeindlicher Selbstverwaltungsaufgaben auf die Gemeinde Hennstedt in der vor-
liegenden Fassung mit Wirkung vom 01. Januar 2015 zu. 
 
Stimmenverhältnis: 
Einstimmig.      
 
 
TOP 6. Wegeangelegenheiten   
 
Der Vorsitzende berichtet, dass in der letzten GV-Sitzung beschlossen wurde, eine Ver-
einbarung mit dem Grundstücksanlieger Schnack abzuschließen. Die Vereinbarung wurde 
zwischenzeitlich erstellt und unterzeichnet. 
 
Es wurden im Frühjahr drei Züge Recyclingmaterial geordert. Diese sollen noch vor Win-
tereinbruch mit Hand- u. Spanndienste verbaut werden. 
 
Beschlüsse hierüber sind nicht zu fassen. 
 
 
TOP 7. Mitteilungen des Bürgermeisters   
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass der Zweckverband „ Breitband“ eine Umlage von 1,10 € pro 
Einwohner erhebt. 
 
Die Einnahmen aus dem Holzverkauf betrugen 370,00 €. Daneben wurden diverse Aus-
gaben für Repräsentation verauslagt. Eine Abrechnung wurde erstellt. 
 
Die nächste Gemeindevertretersitzung soll am 09.12.2014 um 19:30 Uhr stattfinden. 
 
 
TOP 8. Eingaben und Anfragen   
 
Es werden keine Eingaben oder Anfragen vorgetragen. 
 
 
 
 

(Schnepel)  (Skock) 
Vorsitzender  Protokollführer 

 


